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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH
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3 3 2 . Bundesgesetz: EGKS-Abkommen-Durchführungsgesetz
3 3 3 . Bundesgesetz: Änderung der Tierärztlichen Staatsprüfungs- und Rigorosenordnung
3 3 4 . Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über sozial- und wirtschaftswissenschaftliche

Studienrichtungen
3 3 5 . Bundesgesetz: Änderung des Studienförderungsgesetzes

3 3 2 . Bundesgesetz vom 20. Juni 1973
über die Durchführung des Artikel 20 des
Abkommens zwischen der Republik Öster-
reich einerseits und den Mitgliedstaaten der
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und
Stahl und der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl andererseits (EGKS-

Abkommen-Durchführungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung, Aufhebung und Vollziehung von
Vorschriften, die zur Erfüllung der von Öster-
reich nach Art. 20 des Abkommens vom 22. Juli
1972 zwischen der Republik Österreich einerseits
und den Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl und der Euro-
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl ande-
rerseits übernommenen Verpflichtungen notwen-
dig sind, ist auch in den Belangen Bundessache,
hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz
in der Fassung von 1929 etwas anderes vorsieht.

Artikel II

§ 1. Zur Gewährleistung der Erfüllung der mit
Art. 20 des am 22. Juli 1972 in Brüssel unter-
zeichneten Abkommens zwischen der Republik
Österreich einerseits und den Mitgliedstaaten der
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
und der Europäischen Gemeinschaft für Kohle
und Stahl andererseits übernommenen Ver-
pflichtungen unterliegt der Verkehr mit den
im Anhang bezeichneten Eisen- und Stahlerzeug-
nissen den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes.
Das Kartellgesetz BGBl. Nr. 460/1972 ist inso-
weit nicht anzuwenden.

§ 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeutet
der Begriff

1. „Abkommen" das am 22. Juli 1972
in Brüssel unterzeichnete Abkommen zwischen

der Republik Österreich einerseits und den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl und der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl andererseits.

2. „Gemeinschaft" die Europäische Gemein-
schaft für Kohle und Stahl.

3. „Gemeinsamer Markt" die Gebiete der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl, in denen der Vertrag über die
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl anwendbar ist.

4. „Eisen- und Stahlerzeugnisse" die im An-
hang zu diesem Bundesgesetz angeführten Er-
zeugnisse.

5. „Unternehmen" die eine Produktionstätig-
keit auf dem Gebiete von Eisen- und Stahler-
zeugnissen ausübenden Unternehmen.

6. „Verkaufsorganisationen"
a) juristische Personen oder Personengesell-

schaften des Handelsrechtes, zu denen sich
mehrere Unternehmen zum Zwecke eines
gemeinsamen Verkaufs zusammengeschlos-
sen haben, und

b) physische oder juristische Personen oder
Personengesellschaften des Handelsrechtes,
die in ihrer Geschäftsführung von einem
Unternehmen abhängig und von diesem
ständig damit beauftragt sind, alle oder
einzelne Erzeugnisse dieses Unternehmens
zu vertreiben, und deren Vertriebstätigkeit
im wesentlichen im Vertrieb der Erzeug-
nisse des betreffenden- Unternehmens be-
steht.

7. „Zwischenpersonen" physische oder juristi-
sche Personen oder Personengesellschaften des
Handelsrechtes, welche Eisen- und Stahlerzeug-
nisse veräußern

a) im Namen und für Rechnung von Unter-
nehmen oder deren Verkaufsorganisationen
(z. B. Angestellte, Agenten, Vertreter) oder
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b) im eigenen Namen, aber für Rechnung von
Unternehmen oder deren Verkaufsorgani-
sationen (z. B. Kommissionäre).

8. „Angleichung" die Anpassung eines Ange-
bots an Preise und Bedingungen eines Wettbe-
werbers, die dem Käufer einen günstigeren Ein-
standspreis am Bestimmungsort bieten.

9. „Vergleichbare Geschäfte" jene Geschäfte,
welche

a) mit Käufern abgeschlossen werden, die

aa) miteinander in Wettbewerb stehen,

bb) gleiche oder gleichartige Erzeugnisse
herstellen oder

cc) gleichartige Funktionen im Vertrieb
ausüben,

b) gleiche oder gleichartige Erzeugnisse zum
Gegenstand haben und

c) in ihren sonstigen im Geschäftsverkehr er-
heblichen Merkmalen sich nicht wesentlich
unterscheiden,

es sei denn, daß zwischen dem Abschluß der
Geschäfte eine auf Dauer berechnete Änderung
der Preise oder der Verkaufsbedingungen des
Verkäufers stattgefunden hat.

§ 3. (1) Die im Verkehr mit Eisen- und Stahl-
erzeugnissen auf Grund des Art. 20 des Ab-
kommens unzulässigen Praktiken sind verboten.
Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie hat derartige Praktiken durch Verord-
nung im einzelnen zu bezeichnen.

(2) Unzulässige Praktiken auf dem Gebiet der
Preise bei Rechtsgeschäften von Unternehmen
mit dem Sitz in Österreich über die Lieferung
von Eisen- und Stahlerzeugnissen im Gebiet der
Republik Österreich oder in den Gemeinsamen
Markt sind insbesondere

a) Praktiken, die auf Erlangen einer Monopol-
stellung auf dem Gebiet der Republik
Österreich oder im Gemeinsamen Markt
gerichtet sind, und

b) diskriminierende Praktiken, welche die An-
wendung ungleicher Bedingungen auf ver-
gleichbare Rechtsgeschäfte in der Republik
Österreich oder in der Gemeinschaft durch
den gleichen Verkäufer mit sich bringen.

(3) Den Unternehmen ist es ferner verboten,
bis zum 31. Dezember 1977 auf dem irischen
Markt ohne vorherige Genehmigung des Bundes-
ministers für Handel, Gewerbe und Industrie
Eisen- und Stahlerzeugnisse zu Preisen zu ver-
kaufen, welche bei Umrechnung auf ihr Äquiva-
lent an dem Ort, der für die Aufstellung ihrer
Preislisten gewählt wurde, unter den Preisen ihrer
Preisliste für vergleichbare Geschäfte liegen. Die
Genehmigung ist zu erteilen, wenn hiedurch die

Erfüllung der durch Art. 20 des Abkommens
übernommenen Verpflichtungen nicht beeinträch-
tigt wird.

§ 4. (1) Der Bundesminister für Handel, Ge-
werbe und Industrie hat durch Verordnung die
Pflichten festzulegen, die den Unternehmen ob-
liegen, um die Erfüllung der durch Art. 20 des
Abkommens übernommenen Verpflichtungen zu
gewährleisten.

(2) Pflichten der Unternehmen sind insbeson-
dere

a) die Pflicht, für die Lieferung von Eisen-
und Stahlerzeugnissen im Gebiet der Repu-
blik Österreich und in den Gemeinsamen
Markt ihre Preislisten und Verkaufsbedin-
gungen sowie die Transportpreise in geeig-
neter Weise zu veröffentlichen, soweit nicht
für den Verkauf einzelner Erzeugnisse Aus-
nahmen festgelegt sind;

b) die Pflicht, Verkaufsorganisationen und
Zwischenpersonen, derer sie sich bedienen,
zur Einhaltung der Preislisten, Verkaufs-
bedingungen und Transportpreise zu ver-
pflichten;

c) die Pflicht, bei Lieferung von Eisen- und
Stahlerzeugnissen in den Gemeinsamen
Markt die Angebote nicht an die Preise
und Bedingungen anzugleichen, welche für
bestimmte Eisen- oder Stahlerzeugnisse
bestimmter dritter Länder geboten werden,
soweit für Unternehmen mit dem Sitz in
der Gemeinschaft ein solches Angleichungs-
verbot besteht;

d) die Pflicht, Lieferungen von Eisen- und
Stahlerzeugnissen der Bundeskommission
für Eisen und Stahl (§ 5) zu melden;

e) die Pflicht, Aufzeichnungen zu führen,
welche der Bundeskommission für Eisen
und Stahl eine Überprüfung der Einhaltung
der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
und der zu seiner Durchführung ergange-
nen Verordnungen ermöglichen, diese Auf-
zeichnungen fünf Jahre aufzubewahren und
der Bundeskommission für Eisen und Stahl
oder deren Beauftragten auf Verlangen Ein-
sicht zu gewähren.

§ 5. (1) Zur Überwachung der Einhaltung der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und der sich
darauf gründenden Verordnungen wird beim
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und In-
dustrie die Bundeskommission für Eisen und
Stahl errichtet.

(2) Die Bundeskommission für Eisen und Stahl
setzt sich aus einem Vorsitzenden und vier Bei-
sitzern zusammen. Der Vorsitzende muß dem
Richterstand angehören, die Beisitzer dem Stand
der Bundesbeamten.
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(3) Die Mitglieder der Bundeskommission für
Eisen und Stahl und die erforderlichen Ersatz-
mitglieder werden vom Bundespräsidenten auf
Vorschlag der Bundesregierung für die Dauer
von acht Jahren ernannt.

(4) Im Falle der dauernden oder einer länger
als sechs Monate währenden Verhinderung sowie
bei Wegfall der im Abs. 2 genannten Bestellungs-
erfordernisse ist an Stelle des ausscheidenden Mit-
gliedes oder Ersatzmitgliedes ein neues Mitglied
oder Ersatzmitglied zu ernennen.

(5) Die Mitglieder der Bundeskommission für
Eisen und Stahl sind in Ausübung ihres Amtes
unabhängig und an keine Weisungen gebunden.

§ 6. Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der
Bundeskommission für Eisen und Stahl haben
Anspruch auf Ersatz der Reise(Fahrt)auslagen
nach Maßgabe der Reisegebührenvorschriften des
Bundes. Sie haben ferner Anspruch auf eine dem
Zeit- und Arbeitsaufwand entsprechende Vergü-
tung, die auf Antrag des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom Bundes-
kanzler im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Finanzen festzusetzen ist.

§ 7. (1) Die Bescheide der Bundeskommission
für Eisen und Stahl unterliegen nicht der Auf-
hebung oder Abänderung im Verwaltungsweg.

(2) Die Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes
ist zulässig.

§ 8. Auf das Verfahren der Bundeskommission
für Eisen und Stahl finden die Bestimmungen
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1950, BGBl. Nr. 172, in der jeweils gültigen
Fassung mit den nachfolgenden Änderungen
und Ergänzungen Anwendung.

§ 9. (1) Die Bundeskommission für Eisen und
Stahl entscheidet nach mündlicher und öffent-
licher Verhandlung.

(2) Von der Zuziehung der Parteien und Be-
teiligten kann abgesehen werden,

a) wenn lediglich eine Verfügung über den
Gang des Verfahrens getroffen werden soll;

b) wenn Anträgen von Parteien und Beteilig-
ten stattgegeben wird, welchen nicht An-
träge anderer Parteien oder anderer Betei-
ligter entgegenstehen, sofern dadurch die
Rechte dritter Personen nicht berührt wer-
den.

(3) Sind Parteien und Beteiligte einer Ver-
handlung zuzuziehen, so hat sie der Vorsitzende
der Bundeskommission für Eisen und Stahl von
der Anberaumung der Verhandlung mit dem Bei-
fügen zu verständigen, daß es ihnen frei steht,
ihre Angelegenheit mündlich selbst zu vertreten
oder durch einen ausgewiesenen Bevollmächtigten
vertreten zu lassen, daß aber das Ausbleiben der

Parteien und Beteiligten oder ihrer Vertreter der
Verhandlung und Entscheidung nicht im Wege
steht.

(4) Die Anberaumung der Verhandlung und
die Verständigung der Parteien und Beteiligten
hat durch den Vorsitzenden der Bundeskommis-
sion für Eisen und Stahl oder seinen Vertreter
derart zu erfolgen, daß zwischen der Zustellung
der Verständigung und der Verhandlung ein
Zeitraum von zwei Wochen liegt. Zum gleichen
Zeitpunkt ist die Verhandlung durch Anschlag
an der Amtstafel der Bundeskommission für
Eisen und Stahl öffentlich bekanntzumachen. Die
Bekanntmachung hat insbesondere Ort, Zeit und
Gegenstand der Verhandlung sowie die Namen
der Parteien und Beteiligten zu enthalten.

(5) Bei Gefahr der Verletzung von Geschäfts-
und Betriebsgeheimnissen ist die Öffentlichkeit
von der Verhandlung auszuschließen.

§ 10. (1) Bei Einleitung eines Verfahrens hat
der Vorsitzende einen der Beisitzer als Bericht-
erstatter zu bestimmen. Nach Eröffnung der Ver-
handlung hat der Berichterstatter Vortrag zu
erstatten. Danach ist der Gegenstand durch Ent-
gegennahme der Erklärungen der Parteien und
der Beteiligten, Einvernahme der Zeugen und
eingehende Erörterung der rechtlichen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse klarzustellen. Vor dem
Eingehen in die Hauptsache ist über die Fragen
verfahrensrechtlicher Art zu verhandeln und zu
entscheiden.

(2) Der Vorsitzende hat die Verhandlung zu
schließen, sobald er den Gegenstand für genügend
geklärt hält. Wenn über eine Angelegenheit meh-
rerer Parteien und Beteiligter oder über mehrere
Angelegenheiten einer oder mehrerer Parteien
und Beteiligter verhandelt wird, kann der Schluß
der Verhandlung auch hinsichtlich einzelner Par-
teien und Beteiligter oder Angelegenheiten aus-
gesprochen werden. Die Verhandlung kann auch
vor vollständiger Klarstellung aller rechtlichen
und wirtschaftlichen Verhältnisse geschlossen
werden, wenn die Bundeskommission für Eisen
und Stahl beschließt, eine ergänzende Erhebung
vorzunehmen oder vornehmen zu lassen und die
Parteien und Beteiligten auf ihre Zuziehung zur
Verhandlung über das Ergebnis dieser Erhebung
verzichten.

(3) Soweit eine Verhandlung nicht gemäß Abs. 2
zum Abschluß gebracht werden kann, ist sie zu
vertagen. Hinsichtlich der Zuziehung der Parteien
und Beteiligten zur fortgesetzten Verhandlung
gelten die Bestimmungen des § 9; im Falle der
Anwesenheit der Parteien und Beteiligten genügt
die mündliche Verständigung.

§ 11. (1) Die Beratung und Abstimmung erfolgt
nicht öffentlich und unter Ausschluß der Parteien
und Beteiligten. Nach Besprechung des Ver-
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handlungsergebnisses hat zunächst der Bericht-
erstatter einen Antrag zu stellen. Gegen- und
Abänderungsanträge sind zu begründen. Die An-
träge sind in der vom Vorsitzenden zu bestim-
menden Reihenfolge zur Abstimmung zu brin-
gen.

(2) Die Bundeskommission für Eisen und Stahl
faßt ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. Der
Berichterstatter gibt seine Stimme zuerst, der
Vorsitzende zuletzt ab. Nach dem Berichterstat-
ter stimmen die übrigen Mitglieder in alphabeti-
scher Reihenfolge ab. Eine Stimmenthaltung ist
unzulässig.

§ 12. Über die Verhandlung ist eine Verhand-
lungsschrift aufzunehmen. Diese muß die Namen
der Mitglieder der Bundeskommission für Eisen
und Stahl, des Schriftführers, der amtlichen Sach-
verständigen, der Parteien und Beteiligten und
ihrer Vertreter enthalten und die wesentlichsten
Vorkommnisse der Verhandlung beurkunden.
Über die Beratung ist ein abgesondertes Proto-
koll zu führen, das außer der Benennung der
Anwesenden alle gestellten Anträge mit der
wesentlichen Begründung in kurzer Fassung und
das Ergebnis der Abstimmung zu enthalten hat.
Den Parteien und Beteiligten steht die Einsicht
in das Beratungsprotokoll nicht zu. Verhand-
lungsschrift und Beratungsprotokoll sind vom
Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unter-
fertigen. Die Entscheidungen und Beschlüsse sind
durch den Schriftführer im Verhandlungsakt zu
vermerken.

§ 13. (1) Die Entscheidung ist den Parteien
und Beteiligten in schriftlicher Ausfertigung zuzu-
stellen. In der Entscheidung sind die Namen des
Vorsitzenden, der anderen Mitglieder der Bun-
deskommission für Eisen und Stahl, des Schrift-
führers, der einvernommenen Sachverständigen
sowie der Parteien und Beteiligten und deren
Vertreter anzuführen. Die Entscheidung ist vom
Vorsitzenden und vom Schriftführer zu fertigen.

(2) Auf Beschluß der Bundeskommission für
Eisen und Stahl kann die Entscheidung mit den
wesentlichen Entscheidungsgründen auch sogleich
verkündet werden.

§ 14. (1) Soweit dies zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben notwendig ist, kann die Bundeskommission
für Eisen und Stahl entweder selbst oder durch
Sachverständige in die Geschäftsaufzeichnungen
der Unternehmen Einsicht nehmen, von den
Unternehmen Auskünfte verlangen und erfor-
derliche Kontrollen durchführen.

(2) Das Ergebnis von Erhebungen nach Abs. 1
darf nur für Zwecke der Vollziehung dieses
Bundesgesetzes verwendet werden.

§ 15. Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der
Bundeskommission für Eisen und Stahl sowie
alle Personen, deren sie sich bedient, und die

Sachverständigen sind, sofern sie nicht schon auf
Grund anderer Bestimmungen dazu verhalten
sind, verpflichtet, über alle ihnen in Ausübung
ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Amts-, Ge-
schäfts- und Betriebsgeheimnisse Verschwiegen-
heit zu bewahren. Sie sind, soweit sie nicht
Beamte sind, vom Vorsitzenden der Bundeskom-
mission für Eisen und Stahl auf die gewissen-
hafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten zu verpflich-
ten.

§ 16. (1) Die Bundeskommission für Eisen und
Stahl hat Unternehmen, die selbst oder durch
Verkaufsorganisationen oder durch Zwischenper-
sonen Verkäufe tätigen, bei denen gegen Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes verstoßen wird,
zur Zahlung eines Geldbetrages in der Höhe bis
zum doppelten Wert, im Wiederholungsfall bis
zum vierfachen Wert der unzulässigen Verkäufe
zu verpflichten, soweit nicht im Einzelfall nach
den Bestimmungen der Abs. 2 oder 3 vorzu-
gehen ist.

(2) Die Bundeskommission für Eisen und Stahl
hat Unternehmen, die sich einer Verpflichtung
zur Auskunftserteilung oder einer anderen Ver-
pflichtung gemäß diesem Bundesgesetz entziehen,
ohne daß ein unzulässiger Verkauf vorliegt,
sowie Unternehmen, die wissentlich falsche Aus-
künfte erteilen, unbeschadet der Rechtsfolgen
nach anderen bundesgesetzlichen Vorschriften zur
Zahlung eines Geldbetrages bis zur Höhe von
1 v. H. des Jahresumsatzes an Eisen- und Stahl-
erzeugnissen zu verpflichten.

(3) Die Bundeskommission für Eisen und Stahl
hat Unternehmen, die einer Verpflichtung zur
Erteilung von Auskünften oder zur Erstattung
von Meldungen nicht fristgerecht nachkommen,
zur Zahlung eines Geldbetrages bis zur Höhe von
5 v. H. des durchschnittlichen Tagesumsatzes an
Eisen- und Stahlerzeugnissen für jeden Tag des
Verzuges zu verpflichten.

(4) Bei der Bemessung der Höhe des Geld-
betrages gemäß der Abs. 1 bis 3 ist auf den ent-
standenen Schaden und die vom Unternehmen
erlangten Vorteile Bedacht zu nehmen.

(5) Geldbeträge gemäß der Abs. 1 bis 3 fließen
dem ERP-Fonds zu. Der Fonds hat diese Be-
träge für Zwecke der Entwicklungshilfe zu ver-
wenden.

§ 17. (1) Die Bundeskommission für Eisen und
Stahl kann das Recht der Unternehmen, mit
bestimmten Käufern Geschäfte abzuschließen,
einschränken und im Wiederholungsfall den Ab-
schluß von Geschäften mit diesen Käufern auf
bestimmte Zeit verbieten, wenn die Käufer gegen
die ihnen in den Verkaufsbedingungen von den
Unternehmen in Erfüllung von Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes auferlegten Verpflichtungen
verstoßen.
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(2) Bei der Festlegung des Umfangs der Ein-
schränkung ist auf die Größe der Wiederholungs-
gefahr und auf den Umfang der zu erwartenden
Nachteile Bedacht zu nehmen.

(3) Auf Verstöße gegen Entscheidungen der
Bundeskommission für Eisen und Stahl gemäß
Abs. 1 ist § 16 Abs. 1 anzuwenden.

Artikel III

§ 18. (1) Dieses Bundesgesetz tritt zugleich mit
dem Abkommen, frühestens jedoch an dem der
Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(2) Die zu seiner Durchführung zu erlassenden
Verordnungen können schon an dem auf die
Kundmachung folgenden Tag erlassen werden; sie
treten jedoch frühestens gleichzeitig mit dem In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes in Kraft.

(3) Die Bestimmungen des § 5 über die Errich-
tung und die Tätigkeit der Bundeskommission

für Eisen und Stahl treten an dem auf die Kund-
machung folgenden Tag mit der Maßgabe in
Kraft, daß die Bundeskommission für Eisen und
Stahl in ihrer Tätigkeit bis zum Inkrafttreten
des Abkommens auf die Entgegennahme der Mit-
teilungen über die Preislisten, Verkaufsbedin-
gungen und Transportpreise beschränkt ist.

§ 19. (1) Mit der Vollziehung des Art. I dieses
Bundesgesetzes ist die Bundesregierung betraut.

(2) Mit der Vollziehung des Art. II wird hin-
sichtlich des § 5 Abs. 3 und 4 die Bundesregie-
rung, hinsichtlich des § 6 der Bundeskanzler im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Fi-
nanzen, im übrigen der Bundesminister für Han-
del, Gewerbe und Industrie betraut.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Moser

Firnberg Leodolter

Anhang
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3 3 3 . Bundesgesetz vom 20. Juni 1973,
mit dem die Tierärztliche Staatsprüfungs- und

Rigorosenordnung geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Tierärztliche Staatsprüfungs- und Rigoro-
senordnung, BGBl. Nr. 73/1946, wird wie folgt
geändert:

1. Der § 3 hat zu lauten:

„§ 3. (1) Alle Staatsprüfungen sind Gesamt-
prüfungen im Sinne des § 24 Abs. 3 des Allge-
meinen Hochschul-Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/
1966. Sie sind als Teilprüfungen aus jedem Prü-
fungsfach vor Einzelprüfern abzulegen.

(2) Der Kandidat kann sich zu jeder Teilprü-
fung der ersten und der zweiten Staatsprüfung
gesondert anmelden. Für die dritte Staatsprü-
fung ist nur eine einheitliche Anmeldung zulässig.

(3) Der Kandidat hat beim Rektor als Präses
der Prüfungskommission um die Zulassung anzu-
suchen und dabei nachzuweisen, daß er die Vor-
aussetzungen für die Zulassung erfüllt hat.

2. Der § 4 hat zu lauten:

„§ 4. Voraussetzung für die Zulassung zu einer
Teilprüfung der ersten Staatsprüfung ist die
Inskription aller ihr zuzuordnenden Pflichtlehr-
veranstaltungen sowie

a) für Allgemeine Zoologie die Inskription
von einem einrechenbaren Semester,

b) für Physik für Veterinärmediziner, für
Botanik für Veterinärmediziner und für
Chemie für Veterinärmediziner die Inskrip-
tion von zwei einrechenbaren Semestern
und die erfolgreiche Teilnahme an den zu-
gehörigen Übungen durch je ein Semester,

c) für Histologie und Embryologie, für Ana-
tomie und für Physiologie die Inskription
von vier einrechenbaren Semestern, die er-
folgreiche Ablegung der Teilprüfungen aus
Allgemeiner Zoologie, aus Physik für Vete-
rinärmediziner, aus Botanik für Veterinär-
mediziner und aus Chemie für Veterinär-
mediziner sowie die erfolgreiche Teilnahme
an den Übungen für Histologie durch ein
Semester, der anatomischen Sezierübungen
und der Übungen für Physiologie durch je
zwei Semester."

3. Die §§ 6 bis 11 haben zu lauten:

„§ 6. Hat der Studierende spätestens am Ende
der vierten Woche nach Semesterbeginn die letzte
Einzelprüfung der ersten Staatsprüfung bestan-
den, so ist dieses Semester das fünfte einrechen-
bare Semester; andernfalls ist es als fünftes Se-
mester nicht einzurechnen.

§ 7. Der Studierende hat im zweiten Studien-
abschnitt die folgenden Lehrveranstaltungen zu
besuchen und den erfolgreichen Besuch bei der
Anmeldung zu der zugehörigen Teilprüfung der
zweiten Staatsprüfung bzw. bei der Anmeldung
zur dritten Staatsprüfung nachzuweisen:

1. Klinische Propädeutik mit Übungen durch
ein Semester,

2. Übungen in der Beurteilung und Rassen-
lehre der Haustiere durch ein Semester,

3. Parasitologische Übungen durch ein Se-
mester,

4. Pharmazeutische Übungen durch ein Se-
mester,

5. Übungen in der Rezeptierkunde durch ein
Semester,

6. Übungen in der Fütterungslehre durch ein
Semester,

7. Bakteriologisch-serologische und hygienische
Übungen durch ein Semester,

8. Spezielle Pathologie und Therapie der in-
ternen Krankheiten, Seuchenlehre und
Übungen an der Medizinischen Klinik durch
vier Semester,

9. Pathologisch-anatomische Sezierübungen
durch zwei Semester,

10. Pathologisch-histologische Übungen durch
ein Semester,

11. Buiatrik einschließlich der klinischen
Seuchenlehre mit Übungen an der Buiatri-
schen Klinik durch vier Semester,

12. Praktische Übungen aus Huf- und Klauen-
kunde durch ein Semester,

13. Übungen aus Milch- und Lebensmittelkunde
durch ein Semester,

14. Ambulatorische Übungen durch zwei Se-
mester,

15. Übungen an der Poliklinik durch zwei Se-
mester,

16. Chirurgie und Augenheilkunde mit Übun-
gen an der Chirurgischen Klinik durch vier
Semester,

17. Operationskunde mit praktischer Ver-
bandslehre durch ein Semester,

18. Geburtshilfe und Gynäkologie mit Übun-
gen an der Klinik für Geburtshilfe und
Gynäkologie durch zwei Semester,

19. Trächtigkeitsuntersuchungen durch ein Se-
mester,

20. Fetotomie- und Besamungsübungen durch
ein Semester,

21. Übungen in der Schlachttier- und Fleisch-
untersuchung durch ein Semester,

22. Übungen in der tierärztlichen Lebensmittel-
untersuchung mit Exkursionen durch ein
Semester,

23. Fischkunde mit Übungen durch ein Se-
mester.
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§ 8. Voraussetzung für die Zulassung zu einer
Teilprüfung der zweiten Staatsprüfung ist

1. der erfolgreiche Abschluß der ersten Staats-
prüfung,

2. die mit mindestens befriedigendem Erfolg
abgelegte Vorprüfung über die Enzyklopädie
der Landwirtschaft,

3. die Inskription aller dieser Teilprüfung zu-
zuordnenden Pflichtlehrveranstaltungen,

4. der erfolgreiche Besuch der im § 7 ange-
führten, der Teilprüfung zuzuordnenden
Lehrveranstaltungen,

5. a) für Tierzucht und Züchtungshygiene die
Inskription von fünf einrechenbaren Se-
mestern,

b) für Parasitologie und parasitäre Krank-
heiten, für Pharmakologie, Pharma-
kognosie, Toxikologie und Apotheken-
wesen sowie für Tierernährung die
Inskription von sechs einrechenbaren Se-
mestern,

c) für Mikrobiologie, Serologie und Tier-
hygiene die Inskription von sieben ein-
rechenbaren Semestern,

d) für Allgemeine Pathologie und patholo-
gische Anatomie sowie für Milchhygiene
und Lebensmittelkunde die Inskription
von acht einrechenbaren Semestern und

e) für die übrigen Teilprüfungen die
Inskription von neun einrechenbaren Se-
mestern.

§ 9. (1) Prüfungsgegenstände der zweiten
Staatsprüfung sind

1. Tierzucht und Züchtungshygiene,
2. Parasitologie und parasitäre Krankheiten,
3. Pharmakologie, Pharmakognosie, Toxikolo-

gie und Apothekenwesen,
4. Tierernährung,
5. Mikrobiologie, Serologie und Tierhygiene,
6. Allgemeine Pathologie und pathologische

Anatomie,
7. Milchhygiene und Lebensmittelkunde,
8. Spezielle Pathologie und Therapie der inter-

nen Krankheiten,
9. Krankheiten der Klauentiere (Buiatrik).

(2) Diese Gegenstände sind theoretisch und
praktisch zu prüfen.

§ 10. Voraussetzung für die Zulassung zur drit-
ten Staatsprüfung ist

1. der erfolgreiche Abschluß der zweiten Staats-
prüfung,

2. die Inskription von neun einrechenbaren
Semestern,

3. die erfolgreiche Betätigung in einem Schlacht-
hof unter Leitung eines Instruktors in der
Dauer von vier Wochen,

4. die Inskription aller allen Teilprüfungen zu-
zuordnenden Pflichtlehrveranstaltungen,

5. die erfolgreiche Teilnahme an den im § 7
angeführten Lehrveranstaltungen.

§ 11. (1) Prüfungsgegenstände der dritten
Staatsprüfung sind

1. Fleischhygiene, Fleischtechnologie und Le-
bensmittelkunde,

2. Chirurgie und Augenheilkunde,
3. Orthopädie,
4. Geburtshilfe und Gynäkologie,
5. Seuchenlehre,
6. Gerichtliche Veterinärmedizin,
7. Veterinärwesen und Tierschutz.

(2) Veterinärwesen und Tierschutz ist nur
theoretisch, die übrigen Gegenstände sind theore-
tisch und praktisch zu prüfen."

4. Der § 12 entfällt.

5. Der § 15 entfällt. Es sind der § 24 Abs. 1
bis 3 und der § 30 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes anzuwenden.

6. Die §§ 16 und 17 haben zu lauten:

„§ 16. (1) Der Prüfungssenat für die letzte zu-
lässige Wiederholung (§ 30 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes) besteht aus einem
Vorsitzenden, dem Prüfer des betreffenden Fa-
ches und dem Regierungskommissär.

(2) Der Rektor bestimmt Ort, Zeit und Rei-
henfolge der einzelnen Prüfungsakte, beruft zu
denselben die Prüfer (§ 14), allenfalls den Vor-
sitzenden (§ 17) und den Regierungskommissär
(§ 18) und veranlaßt die öffentliche Mitteilung
der Prüfungszeiten an die Kandidaten durch An-
schlag. Der § 27 Abs. 4 und 5 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes ist anzuwenden.

§ 17. Den Vorsitz des Prüfungssenates führt
der Rektor; ihn kann zunächst der Prorektor
und in zweiter Linie einer der beiden hiezu all-
jährlich vom Professorenkollegium aus dessen
Mitte gewählten Professoren vertreten."

7. Der § 19 hat zu lauten:

„§ 19. Bei den theoretisch-praktischen Einzel-
prüfungen sind für den gleichen mündlichen Prü-
fungsvorgang dem Einzelprüfer nicht mehr als
sechs, dem Prüfungssenat nicht mehr als fünf
Kandidaten zuzuteilen."

8. Der § 20 entfällt.

9. Die §§ 22 bis 25 entfallen. Es sind der § 27
Abs. 6 bis 8, der § 29 Abs. 1 und 2 und der
§ 30 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
anzuwenden.
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Artikel II

Die §§ 1, 2, 5, 13, 14, 18, 21, 26 bis 31 und
33 der Tierärztlichen Staatsprüfungs- und Rigo-
rosenordnung sind als Bundesgesetz weiter anzu-
wenden.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Oktober
1973 in Kraft.

(2) Studierende, die das Tierärztliche Studium
vor dem 1. Jänner 1973 begonnen haben, sind
berechtigt, ihr Studium nach den bisher gelten-
den Vorschriften zu beenden, falls sie spätestens
bis zum Ende des Jahres 1973 eine schriftliche
Erklärung darüber im Rektorat der Tierärztlichen
Hochschule hinterlegen.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Wissenschaft und For-
schung betraut.

Jonas
Kreisky Firnberg

334 . Bundesgesetz vom 20. Juni 1973,
mit dem das Bundesgesetz über sozial-
und wirtschaftswissenschaftliche Studien-

richtungen geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 15. Juli 1966, BGBl.
Nr. 179, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 71/1971 und 152/1972 wird wie
folgt geändert:

§ 7 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Für jede durch dieses Bundesgesetz vor-
gesehene Studienrichtung ist an den Hoch-
schulen (Fakultäten), denen gemäß § 15 Abs. 2
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes,
BGBl. Nr. 177/1966, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 458/1972 die Ein-
richtung der in diesem Bundesgesetz geregelten
Studien obliegt, eine Studienkommission ein-
zusetzen."

Artikel II

(1) Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
tritt Art. III Abs. 1 des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 71/1971 außer Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist der Bundesminister für Wissen-
schaft und Forschung betraut.

Jonas
Kreisky Firnberg

3 3 5 . Bundesgesetz vom 20. Juni 1973,
mit dem das Studienförderungsgesetz geän-

dert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Studienförderungsgesetz, BGBl. Nr. 421/
1969, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 330/1971 und 286/1972 wird wie folgt geän-
dert:

1. § 1 Abs. 1 lit. d hat zu lauten:

„d) als ordentliche Studierende an öffentlichen
oder mit dem Öffentlichkeitsrecht ausge-
statteten Pädagogischen Akademien oder
Berufspädagogischen Lehranstalten oder
Lehranstalten für gehobene Sozialberufe
(ausgenommen deren Vorbereitungslehr-
gang) sowie an mit dem Öffentlichkeits-
recht ausgestatteten Privatschulen mit eige-
nem Organisationsstatut (§14 Abs. 2 des
Privatschulgesetzes, BGBl. Nr. 244/1962),
deren Vergleichbarkeit mit den Pädagogi-
schen Akademien oder Berufspädagogischen
Lehranstalten oder Lehranstalten für geho-
bene Sozialberufe auf Grund gleicher Bil-
dungshöhe und gleichen Bildungsumfanges
durch Verordnung festgestellt wird,".

2. Im § 1 Abs. 1 ist nach lit. e folgende lit. f
anzufügen:

„f) als Schüler an medizinisch-technischen Schu-
len (§ 27 Abs. 1 des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 102/1961 in der geltenden Fassung),".

3. § 1 Abs. 3 erhält die Bezeichnung „(4)"; als
neuer Abs. 3 ist einzufügen:

„(3) Wenn für eine Privatschule
a) erstmals um das Öffentlichkeitsrecht ange-

sucht wurde oder
b) im vorangegangenen Schuljahr das Öffent-

lichkeitsrecht verliehen und nicht gemäß
§ 16 Abs. 1 des Privatschulgesetzes, BGBl.
Nr. 244/1962, entzogen worden ist sowie
für das laufende Schuljahr um die Verlei-
hung des Öffentlichkeitsrechtes angesucht
wurde,

ist sie bei der Anwendung dieses Bundesgesetzes
so zu behandeln, als ob das Öffentlichkeitsrecht
bereits verliehen wäre."

4. Im § 2 Abs. 3 ist nach lit. c statt des Punk-
tes ein Strichpunkt zu setzen und folgende lit. d
anzufügen:

„d) wenn ein Schüler an einer im § 1 Abs. 1
lit. f genannten Schule gemäß § 12 Abs. 1
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des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 102/1961 in
der geltenden Fassung wegen voraussicht-
lichen Nichterreichens des Ausbildungszieles
vom weiteren Besuch der Schule ausgeschlos-
sen wird."

5. Die Überschrift des § 8 hat zu lauten:

„ S t u d i e n e r f o l g an P ä d a g o g i -
s c h e n A k a d e m i e n , B e r u f s p ä d a g o -
g i s c h e n L e h r a n s t a l t e n , L e h r a n -
s t a l t e n f ü r g e h o b e n e S o z i a l b e r u f e
u n d an d i e s e n v e r g l e i c h b a r e n
P r i v a t s c h u l e n m i t e i g e n e m O r g a -
n i s a t i o n s s t a t u t s o w i e an L a n d -
u n d f o r s t w i r t s c h a f t l i c h e n b e r u f s -
p ä d a g o g i s c h e n L e h r a n s t a l t e n " .

6. Dem § 8 ist folgender Abs. 5 anzufügen:

„(5) Die Festlegung der Erfordernisse hinsicht-
lich des Nachweises des günstigen Studienerfolges
an mit Pädagogischen Akademien, Berufspäd-
agogischen Lehranstalten oder Lehranstalten für
gehobene Sozialberufe vergleichbaren Privatschu-
len mit eigenem Organisationsstatut hat durch
Verordnung zu erfolgen, wobei für den Nachweis
des günstigen Studienerfolges unter Bedacht-
nahme auf das Organisationsstatut gleiche Lei-
stungen zu verlangen sind, wie an den zunächst
vergleichbaren öffentlichen Lehranstalten."

7. Nach § 8 ist folgender § 8 a einzufügen:

„§ 8 a. S t u d i e n e r f o l g an m e d i z i -
n i s c h - t e c h n i s c h e n S c h u l e n

An medizinisch-technischen Schulen ist der
Nachweis des günstigen Studienerfolges zu er-
bringen:

a) im ersten Ausbildungsjahr durch Vorlage
eines Reifezeugnisses bzw. eines diesem
gemäß § 29 Z. 2 des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 102/1961 in der geltenden Fassung für
die Aufnahme in eine medizinisch-techni-
sche Schule gleichwertigen Diploms oder
Zeugnisses;

b) im zweiten Ausbildungsjahr durch eine Be-
stätigung der Schulleitung über die abge-
legten Einzelprüfungen, deren Durch-
schnittsnote nicht schlechter als 2,5 sein
darf;

c) nach dem zweiten Ausbildungsjahr durch
Vorlage einer Bestätigung der Schulleitung,
aus der hervorgeht, daß die Leistungen des
Schülers nicht unter dem Durchschnitt lie-
gen."

8. § 10 Abs. 1 bis 3 haben zu lauten:

„(1) Die Studienbeihilfenbehörde ist mit dem
Sitz in Wien und mit Außenstellen in Graz, Inns-

bruck, Linz und Salzburg einzurichten. Bei ent-
sprechendem Bedarf kann der Bundesminister für
Wissenschaft und Forschung aus Gründen der
Verwaltungsvereinfachung weitere Außenstellen
an den Hochschulorten Klagenfurt und Leoben
errichten. Die Außenstelle in Graz ist für Stu-
dierende an den im § 1 Abs. 1 lit. a bis d und f
genannten Anstalten in Steiermark und Kärnten,
die Außenstelle in Innsbruck ist für Studierende
an den im § 1 Abs. 1 lit. a bis d und f genannten
Anstalten in Tirol und Vorarlberg, die Außen-
stelle in Linz ist für Studierende an den im § 1
Abs. 1 lit. a bis d und f genannten Anstalten
in Oberösterreich, die Außenstelle in Salzburg
ist für Studierende an den im § 1 Abs. 1 lit. a
bis d und f genannten Anstalten in Salzburg zu-
ständig. Die Studienbeihilfenbehörde untersteht
in allen ihre Organisation betreffenden Angele-
genheiten unmittelbar dem Bundesminister für
Wissenschaft und Forschung. Die Befugnisse des
mit der Vollziehung der Studienbeihilfenange-
legenheiten für die Studierenden an den im § 1
Abs. 1 lit. d genannten Anstalten betrauten Bun-
desministers für Unterricht und Kunst sowie des
mit der Vollziehung der Studienbeihilfenangele-
genheiten für die Schüler an den im § 1 Abs. 1
lit. f genannten Anstalten betrauten Bundesmini-
sters für Gesundheit und Umweltschutz werden
dadurch nicht berührt.

(2) In allen Fällen, in denen ein Ermittlungs-
verfahren (§§ 37 ff. des AVG 1950) durchzufüh-
ren ist, entscheidet die Studienbeihilfenbehörde
in Senaten, wobei für die Studierenden jeder der
im § 1 Abs. 1 lit. a, b, d und f genannten An-
stalten ein eigener Senat einzurichten ist.

a) Der Senat der Studienbeihilfenbehörde an
der Universität Wien ist auch für die Stu-
dierenden an theologischen Lehranstalten
in Burgenland, Niederösterreich und Wien
zuständig;

b) der Senat der Studienbeihilfenbehörde an
der Universität in Graz ist auch für die
Studierenden an theologischen Lehranstal-
ten in Kärnten und Steiermark zuständig;

c) der Senat der Studienbeihilfenbehörde an
der Universität Innsbruck ist auch für die
Studierenden an theologischen Lehranstal-
ten in Tirol und Vorarlberg zuständig;

d) der Senat der Studienbeihilfenbehörde an
der Hochschule für Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaften in Linz ist auch für die Stu-
dierenden an theologischen Lehranstalten
in Oberösterreich zuständig;

e) der Senat der Studienbeihilfenbehörde der
Universität Salzburg ist auch für die Stu-
dierenden an theologischen Lehranstalten
in Salzburg zuständig.

(3) Der zuständige Bundesminister kann auf
Grund von Anträgen der obersten akademischen
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Behörde (Direktion, Schulleitung) und des
zuständigen Organs der Österreichischen Hoch-
schülerschaft (Vertretung der Studierenden an
den im § 1 Abs. 1 lit. d und f genannten Anstal-
ten) die Aufgaben des jeweiligen Senates einem
anderen Senat der Studienbeihilfenbehörde zu-
weisen."

9. § 10 Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) Die für die im § 1 Abs. 1 lit. d und f
genannten Anstalten zuständigen Senate bestehen
jeweils aus vier Mitgliedern, von denen je zwei
aus dem Kreise der Lehrer und zwei aus dem
Kreise der Studierenden zu entnehmen sind. Von
den Mitgliedern aus dem Kreise der Lehrer muß
mindestens eines rechtskundig sein. Die Mitglie-
der der Senate sind auf Vorschlag des Lehrkör-
pers (der Schulleitung) der jeweiligen Anstalt
bzw. auf Vorschlag der Vertretung der Studie-
renden dieser Anstalt vom jeweils zuständigen
Bundesminister für jeweils ein Kalenderjahr zu
ernennen. Ferner sind entsprechend den vorste-
henden Bestimmungen vier Ersatzmitglieder zu
ernennen."

10. § 11 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) In Studienbeihilfenangelegenheiten ist in
zweiter Instanz zuständig:

a) Der Bundesminister für Wissenschaft und
Forschung für die im § 1 Abs. 1 lit. a, b
und c und Abs. 2 genannten Studieren-
den;

b) der Bundesminister für Unterricht und
Kunst für die Studierenden an Pädagogi-
schen Akademien und an den diesen ver-
gleichbaren Privatschulen mit eigenem
Organisationsstatut sowie an Berufspäd-
agogischen Lehranstalten, die Zentrallehr-
anstalten (§ 3 Abs. 4 des Bundes-Schul-
aufsichtsgesetzes, BGBl. Nr. 240/1962)
sind;

c) der örtlich zuständige Landesschulrat für
die Studierenden an Berufspädagogischen
Lehranstalten, die keine Zentrallehranstal-
ten sind, an Lehranstalten für gehobene
Sozialberufe sowie an den diesen vergleich-
baren Privatschulen mit eigenem Organisa-
tionsstatut. Gegen seine Bescheide ist kein
weiteres ordentliches Rechtsmittel mehr
zulässig;

d) der örtlich zuständige Landeshauptmann
für Schüler an medizinisch-technischen
Schulen. Gegen seine Bescheide ist kein
weiteres ordentliches Rechtsmittel zuläs-
sig."

11. § 13 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Anträge auf Gewährung von Studienbei-
hilfen sind in den ersten drei Monaten eines

Semesters zu stellen. Bei medizinisch-technischen
Schulen sind die Anträge in den ersten drei
Monaten eines Ausbildungsjahres zu stellen,
wobei die Schulleitung den Beginn festzulegen
und den Schülern in geeigneter Weise bekannt-
zugeben hat. Verspätet eingebrachte Ansuchen
sind zurückzuweisen.

(2) Alle Anträge, Vorstellungen (§ 12 Abs. 3)
und Berufungen (§12 Abs. 4) in Studienbeihilfen-
angelegenheiten sind bei der Studienbeihilfen-
behörde oder der gemäß § 10 Abs. 1 zuständigen
Außenstelle einzubringen. Studierende an Päd-
agogischen Akademien, Berufspädagogischen
Lehranstalten, Lehranstalten für gehobene
Sozialberufe und an den diesen vergleichbaren
Privatschulen mit eigenem Organisationsstatut
sowie an Land- und forstwirtschaftlichen berufs-
pädagogischen Lehranstalten können derartige
Anbringen auch bei der Direktion der besuchten
Lehranstalt einbringen."

12. § 15 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Studienbeihilfe gebührt für jeweils
zwei Semester bzw. ein Ausbildungsjahr."

13. § 16 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der gemäß § 9 für zwei Semester gebüh-
rende Betrag der Studienbeihilfe ist in zehn
gleichen Monatsraten in den Monaten Oktober
bis Juli, an den Pädagogischen Akademien und
den diesen hinsichtlich der Schulzeit vergleich-
baren Privatschulen mit eigenem Organisations-
statut jedoch in den Monaten September bis
Juni, auszuzahlen. An medizinisch-technischen
Schulen ist die erste Rate in dem Monat auszu-
zahlen, in dem das Ausbildungsjahr beginnt."

14. § 18 lit. a hat zu lauten:

„a) zum Ausschluß der Rückzahlungsverpflich-
tung gemäß § 21 spätestens in den ersten
drei Monaten des dritten Semesters (des
zweiten Ausbildungsjahres) Nachweise über
einen zumindest positiven Studienerfolg
wenigstens im halben Stundenausmaß, das
für den Bezug gefordert wird, bei Schülern
an medizinisch-technischen Schulen jedoch
eine Bestätigung der Schulleitung über die
erfolgreiche Ablegung wenigstens der
Hälfte der vorgeschriebenen Einzelprüfun-
gen;".

15. § 20 Abs. 1 lit. d hat zu lauten:

„d) der Studierende die letzte vorgesehene Prü-
fung der Studienrichtung abgelegt hat, für
die er Studienbeihilfe bezieht; als letzte
vorgesehene Prüfung gilt die zum höchsten
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in dieser Studienrichtung erreichbaren aka-
demischen Grad führende Prüfung, bei
Studierenden an Pädagogischen Akademien,
Berufspädagogischen Lehranstalten und die-
sen vergleichbaren Privatschulen mit eige-
nem Organisationsstatut die Lehramtsprü-
fung, bei Studierenden an Lehranstalten für
gehobene Sozialberufe und diesen vergleich-
baren mit dem Öffentlichkeitsrecht ausge-
statteten Privatschulen mit eigenem Orga-
nisationsstatut die Abschlußprüfung, bei
Studierenden an Land- und forstwirtschaft-
lichen berufspädagogischen Lehranstalten
die Befähigungsprüfung oder Abschlußprü-
fung (§ 25 des Land- und forstwirtschaft-
lichen Bundesschulgesetzes, BGBl. Nr. 175/
1966), bei Schülern an medizinisch-techni-
schen Schulen die Diplomprüfung oder".

16. Dem Abs. 2 des § 20 ist anzufügen:

„Bei Schülern an medizinisch-technischen Schulen
erlischt der Anspruch auf Studienbeihilfe mit
Ende des Monats, in welchem der Schüler aus
dem im § 2 lit. d genannten Grund vom weite-
ren Besuch der Schule ausgeschlossen wurde."

17. Im § 22 Abs. 1 hat der erste Satz zu lauten:

„(1) Bei jeder Fakultät der Hochschulen mit
Fakultätsgliederung, bei jeder Hochschule ohne
Fakultätsgliederung, an der Akademie der bil-
denden Künste, an jeder Pädagogischen Akade-
mie, Berufspädagogischen Lehranstalt, jeder
Lehranstalt für gehobene Sozialberufe sowie
jeder vergleichbaren Privatschule mit eigenem
Organisationsstatut ist eine Kommission für Be-
gabtenförderung zu errichten."

18. § 23 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Auf Grund der statistischen Erhebungen
über das letztvergangene Studienjahr hat der
jeweils mit der Vollziehung betraute Bundes-
minister durch Verordnung festzustellen, wie
viele Begabtenstipendien auf jede wissenschaft-
liche Hochschule, die Akademie der bildenden
Künste und jede Kunsthochschule und wie viele
davon auf die Fakultäten dieser Anstalten sowie
wie viele Begabtenstipendien auf jede öffentliche
oder mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestattete
Pädagogische Akademie, Berufspädagogische
Lehranstalt, Lehranstalt für gehobene Sozial-
berufe und jede mit diesen vergleichbare mit dem
Öffentlichkeitsrecht ausgestattete Privatschule mit
eigenem Organisationsstatut entfallen."

19. Dem § 24 ist folgender Abs. 7 anzufügen:

„(7) Der für die Gewährung eines Begabten-
stipendiums vorauszusetzende Studienerfolg an

den Pädagogischen Akademien, Berufspädagogi-
schen Lehranstalten sowie Lehranstalten für ge-
hobene Sozialberufe vergleichbaren Privatschulen
mit eigenem Organisationsstatut ist durch Ver-
ordnung festzulegen, wobei unter Bedachtnahme
auf das Organisationsstatut gleiche Leistungen zu
verlangen sind wie an den zunächst vergleich-
baren öffentlichen Lehranstalten."

20. § 29 hat zu lauten:

„§29 . E i n t r a g u n g in d a s S t u d i e n -
b u c h

Die Gewährung einer Studienbeihilfe oder eines
Begabtenstipendiums ist von der Studienbeihilfen-
behörde, bei Pädagogischen Akademien, Berufs-
pädagogischen Lehranstalten, Lehranstalten für
gehobene Sozialberufe sowie diesen vergleich-
baren Privatschulen mit eigenem Organisations-
statut und an Land- und forstwirtschaftlichen
berufspädagogischen Lehranstalten von der
Direktion im Studienbuch ersichtlich zu machen.
Eintragungen von Stipendien anderer Stellen
sind zulässig."

21. § 34 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich der Hochschulen, der Akademie
der bildenden Künste und der theologischen
Lehranstalten der Bundesminister für Wissen-
schaft und Forschung, hinsichtlich der Pädago-
gischen Akademien, Berufspädagogischen Lehr-
anstalten und Lehranstalten für gehobene Sozial-
berufe sowie der diesen vergleichbaren Privat-
schulen mit eigenem Organisationsstatut der
Bundesminister für Unterricht und Kunst, hin-
sichtlich der Land- und forstwirtschaftlichen be-
rufspädagogischen Lehranstalten der Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft und
hinsichtlich der medizinisch-technischen Schu-
len der Bundesminister für Gesundheit und
Umweltschutz betraut. Bei der Erlassung von
Verordnungen und hinsichtlich der Bestimmung
des § 5 Abs. 2 ist im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen vorzugehen."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. September
1973 in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund des Studien-
förderungsgesetzes in der Fassung dieses Bundes-
gesetzes können schon vom Tage der Kund-
machung an erlassen werden, doch dürfen sie
frühestens mit 1. September 1973 in Kraft ge-
setzt werden.
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(3) Schüler an medizinisch-technischen Schulen,
die sich am 1. September 1973 in Ausbildung
befinden, können bis 30. November 1973 den
Antrag auf Studienbeihilfe stellen. Der Anspruch
auf Studienbeihilfe besteht nur für den Rest des
Ausbildungsjahres.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
hinsichtlich der Hochschulen, der Akademie der
bildenden Künste und der theologischen Lehr-
anstalten der Bundesminister für Wissenschaft
und Forschung, hinsichtlich der Pädagogischen
Akademien, Berufspädagogischen Lehranstalten
und Lehranstalten für gehobene Sozialberufe

sowie der diesen vergleichbaren Privatschulen
mit eigenem Organisationsstatut der Bundes-
minister für Unterricht und Kunst, hinsichtlich
der Land- und forstwirtschaftlichen berufspäd-
agogischen Lehranstalten der Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft und hinsichtlich der
medizinisch-technischen Schulen der Bundesmini-
ster für Gesundheit und Umweltschutz betraut.
Bei der Erlassung von Verordnungen und hin-
sichtlich der Bestimmung des § 5 Abs. 2 ist im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen vorzugehen.

Jonas
Kreisky Firnberg Sinowatz
Weihs Leodolter Androsch


